
32-1 BF 
__________________________________________ 

 1

 
Polizeiverordnung über die Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit 

auf den Straßen sowie in den Anlagen 
der Kreisstadt Homburg vom 19. Juni 1995 

in der Fassung der Änderung vom 17. Juni 2002 
_______________________________________________________________ 
 
 
 

I. Abschnitt 
- Geltungsbereich - 

 
§ 1  

 
Begriffsbestimmungen 

 
(1)  Straßen im Sinne dieser Polizeiverordnung sind alle öffentlichen Straßen 

gem. § 2 des Saarl. Straßengesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 15. Oktober 1977 ( Amtsbl. S. 969 ) sowie die Bundesfernstraßen gem. 
§ 1 Abs. 1 und 2 Nr. 2 des Bundesfernstraßengesetzes, in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 19. April 1994, BGBl. I S. 854. Über den straßenrecht-
lichen Begriff hinausgehend gehören zu den Straßen im Sinne dieser Ver-
ordnung auch mit dem Straßenkörper verbundene Möblierungen, Pflanzkübel 
und ähnliche Einrichtungen. 

 
(2) Straßen im Sinne dieser Polizeiverordnung sind auch Straßen, Wege und 

Plätze, auf denen ohne Erfüllung der Voraussetzungen des Abs. 1 ein öffent-
licher Verkehr tatsächlich eröffnet und zugelassen ist. 

 
(3) Anlagen im Sinne dieser Polizeiverordnung sind insbesondere öffentliche 

Park- und Grünanlagen, Anpflanzungen, Friedhöfe, Kinderspielplätze, Spa-
zierwege, Denkmäler, sonstige städt. Einrichtungen, Brunnen, Waldungen, 
allgemein zugängliche Sportanlagen außerhalb festgelegter Benutzungszei-
ten, Schulhöfe in den Grundschulen, für die die Stadt Schulträger im Sinne 
des § 38 Abs. 1 Schulordnungsgesetz ist, sowie Ufer und Gewässer. 

 
 
 
 

II. Abschnitt 
- Vorschriften zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit  - 

 
§ 2 

 
Allgemeine Verhaltensregeln 

 
(1) Auf Straßen und in Anlagen hat sich jeder so zu verhalten, dass andere nicht 

geschädigt, gefährdet oder mehr als nach den Umständen unvermeidbar,  
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unter Beachtung der Regeln der gegenseitigen Rücksichtnahme, behindert 
oder belästigt werden. 

(2) Abs. 1 findet auf die Teilnahme am Straßenverkehr keine Anwendung. Inso-
weit gelten die bundesrechtlichen Bestimmungen. 

 
 

§ 3 
 

Benutzung der Anlagen 
 

(1) Die Anlagen sind schonend zu behandeln. 
Sie dürfen in ihrer Zweckbestimmung nicht beeinträchtigt werden. Insbesondere 

dürfen die Anlagen nicht abseits der Wege betreten werden, wenn 
1.  besondere Anschläge oder Hinweistafeln dies verbieten, 
2.  Einfriedungen oder Absteckungen in Anlagen erkennen lassen, dass diese 

Flächen nicht betreten werden dürfen. 
(2) Gefährdende Ball- und Bewegungsspiele sind nur in dazu ausgewiesenen 

Flächen zulässig. 
(3) Es ist verboten, 

1.  in den Anlagen im Freien zu übernachten; 
2.  in den Anlagen zum Wohnen oder Schlafen geeignete Einrichtungen auf-

zustellen; 
3.  gewerbliche Betätigungen, die einer Erlaubnis nach § 55 Abs. 2 Gewerbe-

ordnung und einer Sondernutzungserlaubnis bedürfen, in den Anlagen, vor 
öffentlichen Gebäuden, Behörden sowie insbesondere vor Kirchen, Schu-
len, Kindergärten und Friedhöfen im Einzugsbereich von Ein- und Ausgän-
gen auszuüben; 

4.  Betätigungen, welche nicht gewerbsmäßig ausgeübt werden, jedoch einer 
Sondernutzungserlaubnis bedürfen, an den unter Nr. 3 genannten Orten 
nachzugehen; 

5.  in den Anlagen Abfälle außerhalb der aufgestellten Abfallbehälter zu besei-
tigen und so die Anlagen zu verunreinigen; 

6.  Eisflächen ohne ausdrückliche Freigabe für die Öffentlichkeit zu betreten. 
 

§ 4  
 

Anpflanzungen, Grundstückseinfriedungen 
 
(1) Grundstückseinfriedungen sind unbeschadet ihrer bauordnungsrechtlichen 

Zulässigkeit so anzulegen, daß die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs 
nicht beeinträchtigt wird. 
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(2) Die Straßenanlieger sind verpflichtet, Einfriedungen, welche aus Pflanzen 

oder unter Verwendung von Pflanzen hergestellt sind, regelmäßig zu pflegen 
und, soweit sie in den öffentlichen Verkehrsraum hineinragen, nachzu-
schneiden. Verkehrszeichen und –einrichtungen dürfen nicht verdeckt und 
die Straßenbeleuchtung nicht beeinträchtigt werden. Über Geh- und/oder 
Radwegen ist ein Lichtraumprofil von 3 m Höhe, über Fahrbahnen von 4,50 
m Höhe von Bewuchs freizuhalten. Ausgedörrte Äste sind so rechtzeitig he-
rauszuschneiden, dass sie nicht in den Verkehrsraum herabfallen können 
oder Dritte nicht geschädigt werden. 

 
 

§ 5 
 

Hunde 
 

(1) Hundehaltern und -führern ist es untersagt, Hunde im Geltungsbereich des § 
1 unbeaufsichtigt frei umherlaufen zu lassen. Wer einen Hund außerhalb be-
friedeten Besitztums führt, muss die Gewähr dafür bieten, den Hund so be-
aufsichtigen bzw. führen zu können, dass Menschen, Tiere oder Sachen 
nicht zu Schaden kommen. Hunde mit einem Körpergewicht von mehr als 20 
kg oder einer Schulterhöhe von mehr als 40 cm sind stets an der Leine zu 
führen. § 5 Abs. 3 der Polizeiverordnung über den Schutz der Bevölkerung 
vor gefährlichen Hunden im Saarland vom 26.07.2000 (Amtsbl. S. 1246) 
bleibt unberührt. Im Stadtpark sind Hunde stets anzuleinen. 

 
(2) In Weihern oder Gewässern in öffentlichen Anlagen ist der Aufenthalt von 

Hunden untersagt. 
 
(3) Die Mitnahme von Hunden auf Liegewiesen, Spielplätze, allgemein zugängli-

che Sportanlagen außerhalb festgelegter Benutzungszeiten, städt. Schulhöfe 
sowie sonstige städt. Einrichtungen ist verboten. 

 
(4) Den Haltern und Führern von Hunden ist es untersagt, die Hunde auf öffent-

lichen Straßen oder in Anlagen abkoten zu lassen, ohne den Hundekot un-
verzüglich zu beseitigen. 

 
 

§ 6 
 

 Taubenfütterungsverbot 
 

Das Füttern wildlebender Tauben ist verboten. 
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§ 7 

 
Kinderspielplätze 

 
(1) Kinderspielplätze dienen nur dem Aufenthalt von Kindern bis zum Alter von 

14 Jahren, soweit nicht im Einzelfall eine andere Altersgrenze festlegt ist. Der 
Aufenthalt von Personen, die nicht Aufsichtspersonen anwesender Kinder 
sind, ist nicht gestattet. 

 
Die Benutzung der Kinderspielplätze sowie der aufgestellten Spielgeräte ist nur 

zu den vorgesehenen Zwecken erlaubt und erfolgt auf eigene Gefahr. 
 
(2) Der Aufenthalt auf den Kinderspielplätzen ist nur tagsüber bis zum Einbruch 

der Dunkelheit erlaubt. 
 
(3) Das Mitführen von Tieren auf Kinderspielplätzen ist verboten. 
 
 

§ 8 
 

Öffentliche Einrichtungen 
 
 

Es ist verboten, Hydranten, Straßenrinnen, Einflussöffnungen und Schachtdeckel 
zu verdecken oder ihre Gebrauchsfähigkeit auf sonstige Weise zu beeinträchti-
gen. 
 
 
 

§ 9 
 

Badeverbot 
 
(1) Es ist verboten, in Gewässern zu baden, soweit das Baden nicht ausdrück-

lich zugelassen ist. Gewässer sind die fließenden oder stehenden Binnen-
gewässer. 

 
(2) Die Einrichtung einer Badeanstalt an einem Gewässer bedarf, unbeschadet 

landesrechtlicher Vorschriften, der Genehmigung der Ortspolizeibehörde. 
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§ 10 

 
Bauliche Anlagen, Werbeanlagen 

 
(1) Werbeanlagen, insbesondere Schilder, Beschriftungen und Bemalungen so-

wie Lichtwerbungen an öffentlichen Straßen und in Anlagen, müssen so er-
richtet werden, dass die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs nicht beein-
trächtigt wird. Soweit durch das Aufstellen von Werbeanlagen der Gemein-
gebrauch an der Straße überschritten wird, bedarf der Aufsteller der Erlaub-
nis der Ortspolizeibehörde, soweit sich aus Bundes- oder Landesrecht nicht 
eine hiervon abweichende Zuständigkeit ergibt. 

 
 Die Vorschriften der Satzung der Stadt Homburg über besondere Anforde-

rungen an Werbeanlagen und Warenautomaten vom 08. Dezember 1965 in 
der Fassung der 1. Nachtragssatzung vom 08. August 1968 bleiben unbe-
rührt.  

 
(2) Abs. 1 gilt für bauliche Anlagen entsprechend. 
 
 

§ 11 
 

Papierkörbe, Sammelbehälter 
 

(1) In öffentliche zugängliche Papierkörbe dürfen Haus- oder Gewerbeabfälle 
nicht eingeworfen werden. 

 
(2) In Wertstoff-Sammelbehälter dürfen nur dem Sammelzweck dienende Wert-

stoffe in der Zeit von 6.00 - 22.00 Uhr eingeworfen werden. 
 
(3) Es ist nicht gestattet, Abfälle oder Wertstoffe neben den Sammelbehältern 

nach Abs. 1 und 2 zu lagern oder abzulagern. 
 
 

§ 12 
 

Reinigen von Fahrzeugen und Gegenständen 
 

Motor- oder Unterbodenwäschen an Fahrzeugen sowie die Reinigung von Ge-
genständen, bei denen Öl, Altöl, Benzin oder andere wassergefährdende Stoffe 
oder Flüssigkeiten auf die Straße, Gewässer oder in den Boden gelangen kön-
nen, sind im Geltungsbereich dieser Polizeiverordnung unzulässig. 
 
§ 5 Abs. 3 Buchst. h) der Satzung über die Entwässerung der Grundstücke und 
den Anschluß an die öffentliche Abwasseranlage und deren Benutzung ( Abwas-
sersatzung ) der Kreisstadt Homburg vom 11. Februar 1993 bleibt unberührt. 
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§ 13 
 

Bemalungs- und Plakatierungsverbot 
 

(1) Es ist verboten, Straßen, Anlagen oder öffentliche Gebäude zu bemalen, zu 
beschriften oder zu besprühen. Das Plakatieren im Bereich von Straßen und 
Anlagen nach S. 1 ist nur mit Genehmigung zulässig. 

 
Satz 1 und 2 finden auf Zubehör und sonstigen Nebenanlagen entsprechen-
de Anwendung. 

 
(2) Wer entgegen den Verboten des Abs. 1 handelt, ist unverzüglich zur Beseiti-

gung verpflichtet. Die Beseitigungspflicht trifft gleichermaßen auch den Ver-
anstalter oder sonstigen Verantwortlichen, auf den mit den jeweiligen Plakat-
anschlägen oder Darstellungen hingewiesen wird. 

 
 
 

§ 14 
 

Grünstreifen, Grünflächen 
 

Grünstreifen oder Grünflächen dürfen von Kraftfahrzeugen weder befahren noch 
beparkt werden. 
 
 
 
 

 
III. Abschnitt 

- Schlussbestimmungen  - 
 
 

§ 15 
 

Ausnahmen 
 

(1) Von den Vorschriften dieser Polizeiverordnung können auf Antrag in begrün-
deten Fällen Ausnahmen zugelassen werden. Die Zulassung einer Ausnah-
me kann mit Auflagen verbunden werden. 

 
(2) Über einen Antrag nach Abs. 1 entscheidet die Ortspolizeibehörde. 
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§ 16 

 
Genehmigung, Erlaubnis 

 
(1) Über den Antrag auf Erteilung einer Genehmigung oder einer Erlaubnis nach 

dieser Polizeiverordnung entscheidet die Ortspolizeibehörde. 
 
(2) Die Erlaubnis oder Genehmigung ist mindestens eine Woche, bevor die er-

laubnis- oder genehmigungspflichtige Handlung vorgenommen werden soll, 
zu beantragen. § 15 Abs.1 S. 2 gilt entsprechend. 

 
 

§ 17 
 

Ordnungswidrigkeiten 
 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 63 Saarl. Polizeigesetz handelt, wer vorsätz-
lich oder fahrlässig 

 
1.  die allgemeinen Verhaltensregeln nach § 2 Abs. 1 verletzt, 
2.  Anlagen entgegen der Verbote nach § 3 Abs. 3 benutzt, 
3.  seiner Pflegeverpflichtung nach § 4 Abs. 2  S. 1 nicht nachkommt, 
3a.  entgegen § 4 Abs. 2 S. 2 es unterlässt, über Geh- und/oder Radwegen 

ein Lichtraumprofil von 3 m Höhe, über Fahrbahnen ein Lichtraumprofil 
von 4,50 m Höhe von Bewuchs freizuhalten, 

3b. entgegen § 4 Abs. 2 S. 3 es unterlässt, ausgedörrte Äste rechtzeitig zu 
entfernen, 

4.  entgegen dem Verbot des § 5 Hunde unbeaufsichtigt umherlaufen oder 
in Weiher oder Gewässer läßt oder auf Liegewiesen oder Spielplätze 
mitnimmt, 

4a. die Verhaltensregel für Hundeführer außerhalb befriedeten Besitztums 
nach § 5 Abs. 1 S. 2 verletzt, 

4b. die Anleingebote des § 5 Abs. 1 S. 3 und 5 missachtet, 
5.  entgegen dem Verbot des § 5 Abs. 4 Hunde auf öffentlichen Straßen 

oder in Anlagen abkoten läßt, ohne den Hundekot unverzüglich zu be-
seitigen, 

6.  entgegen dem Verbot des § 6 wildlebende Tauben füttert, 
7.  sich entgegen § 7 Abs. 1 nach Vollendung des 14. Lebensjahrs unbe-

fugt auf Spielplätzen aufhält oder den Spielplatz oder die aufgestellten 
Spielgeräte zweckentfremdet benutzt, 

8.  entgegen dem Verbot des § 7 Abs. 3 auf Spielplätzen Tiere mit sich 
führt, 

9.  entgegen dem Verbot des § 8 Hydranten, Straßenrinnen, Einflussöff-
nungen oder Schachtdeckel verdeckt oder deren Gebrauchsfähigkeit 
auf sonstige Weise beeinträchtigt, 

10.  entgegen dem Verbot des § 9 Abs. 1 in Gewässern badet, in denen das 
Baden nicht ausdrücklich zugelassen ist, 
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11.  es unterläßt, eine nach § 9 Abs. 2 erforderliche Genehmigung zu bean-

tragen, 
12.  in öffentlichen Papierkörben entgegen dem Verbot des § 11 Abs. 1 

Haus- oder Gewerbeabfälle einwirft, 
13.  in Sammelbehältern andere als nach § 11 Abs. 2 zugelassene Stoffe 

einwirft oder zugelassene Wertstoffe neben den Sammelbehältern la-
gert oder ablagert, 

14.  entgegen § 12 Fahrzeuge oder andere Gegenstände, von denen was-
sergefährdende Stoffe ausgehen können, außerhalb von hierfür zuge-
lassenen Anlagen reinigt, 

15.  entgegen dem Verbot des § 13 Abs.1 Straßen, Anlagen oder öffentliche 
Gebäude oder Zubehör oder sonstige Nebenanlagen bemalt, beschrif-
tet, besprüht oder ohne die erforderliche Genehmigung plakatiert, 

16.  entgegen dem Verbot des § 14 Grünstreifen oder -flächen mit Fahrzeu-
gen befährt oder beparkt. 

 
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 5.000 € geahndet 

werden. 
 

 
 

§ 18 
 

Inkrafttreten 
 

(1) Diese Polizeiverordnung tritt am 01. August 1995 in Kraft. Ihre Geltungsdau-
er beträgt 20 Jahre ab dem Zeitpunkt des Inkrafttretens. 

 
(2) Mit den Datum des Inkrafttretens dieser Verordnung tritt die Polizeiverord-

nung vom 01. Februar 1995, Amtsbl. d. Saarl. S. 65, außer Kraft. 
 
 
Homburg, den 19. Juni 1995 
 
Der Oberbürgermeister 
 
gez. 
Ulmcke 
 
 
 
*)  Rechtskraft- und Änderungshinweis: 
 
In Kraft getreten am 01. August 1995 
Satzungs-Nr. 37-4 
 
1. Änderung vom 17. Juni 2002 
Verkündet im Amtsblatt des Saarlandes am 04. Juli 2002 (S. 1275) 
In Kraft getreten am 05. Juli 2002 
Satzungs-Nr. 37-4a 
 


